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Peter Sander

Vom Umweltinformations- zum Informations-
freiheitsgesetz
Was der Gesetzgeber vom Umweltinformationsrecht lernen könnte

Abstract: Die Transparenz bei (Umwelt)Informationen 
soll durch das geplante Informationsfreiheitsgesetz 
weiter verbessert werden – doch liefert es tatsächlich 
Neues? Der vorliegende Beitrag behandelt die aktuellen 
Entwicklungen im Umweltinformationsrecht im Rah-
men einer vergleichenden Betrachtung dreier Transpa-
renzsysteme auf innerstaatlicher und EU-Ebene sowie 
mit Blick auf die Weiterentwicklung des Zugangs zu 
Umweltinformationen durch die Rechtsprechung.

Deskriptoren: Auskunftspfl ichten; Informationsfrei-
heitsgesetz; Nationaler Gesetzgeber; Transparenzsys-
teme; Umweltinformationen; Umweltinformationsrecht.

Rechtsquellen: Art 4 AK; Art 20 B-VG; §§ 2 f UIG; 
Art 3 f Transparenz-VO.

I. Einleitung

Nach dem Regierungsprogramm 2020 bis 2024, kon-
kret dessen Kapitel „Verfassung, Verwaltung & Trans-
parenz“, soll für mehr Transparenz im Öffentlichen 
Bereich gesorgt werden, da – wenig überraschend – 
Transparenz als entscheidender Faktor eines demo-
kratischen Gemeinwesens erkannt wurde. In der 
Öffentlichkeit wird dieses Vorhaben der Bundes-
regierung zwar zumeist unter der Überschrift der 
„Abschaffung des Amtsgeheimnisses bzw der Amts-
verschwiegenheit“ diskutiert, es umfasst – zumin-
dest nach dem Regierungsprogramm – jedoch weit 
mehr, sollen doch eine aktive Informationsveröffent-
lichungspfl icht im Verfassungsrang statuiert, ein ein-
klagbares Recht auf Informationsfreiheit, welches 
sich an sämtliche Organe der Gesetzgebung, an mit 
der Besorgung von Geschäften der Bundesverwaltung 
oder der Landesverwaltung betraute Organe, Organe 
der Selbst- und Justizverwaltung, die Volksanwalt-
schaften und überhaupt an alle Unternehmen, die der 
Rechnungshofkontrolle unterliegen – mit Ausnahme 
börsennotierter Unternehmen – richtet, sowie ein 
zentrales Transparenzregister geschaffen werden, wel-

ches den Zugang zu Informationen unabhängig von 
der Form deren Speicherung gewährt1. Vieles davon 
kennt man im Bereich des Umweltinformationsrech-
tes schon, auch gibt es bereits die eine oder andere 
Entscheidung nationaler Verwaltungsgerichte und des 
Europäischen Gerichtshofes, aus denen sich leicht 
eine Richtschnur für mehr Transparenz gegenüber 
der Bevölkerung auch außerhalb des Bereichs von 
klassischen Umweltinformationen erkennen lässt. 
Der vorliegende Beitrag versucht daher die aktuellen 
Entwicklungen des letzten Jahres im Zusammenhang 
mit Umweltinformationsrechten und die Weiterent-
wicklung des Rechts auf Zugang zu Umweltinformatio-
nen in der Judikatur ein wenig näher zu beleuchten. 
Bewusst ausgespart werden dabei die jeweils vorhan-
denen Ablehnungs- und Geheimhaltungsgründe, da 
diese ja tatsächlich ausschließlich einzelfallbezogen 
zu diskutieren wären2, und hier ein grundlegender 
Vergleich dreier Transparenzsysteme auf innerstaat-
licher und EU-Ebene behandelt werden soll3.

II. Zugang zu Informationen über die Umwelt

A. Vorgaben der Aarhus-Konvention

In Art 4 der Aarhus-Konvention4 heißt es, dass jede 
Vertragspartei der Konvention sicherstellt, dass die 

1 Regierungsprogramm 2020-2024, 17 f.
2 So zum UIG und zum NÖ AuskunftsG zB VwGH 

24.05.2018, Ra 2018/07/0346.
3 Siehe jüngst aber an der Schnittstelle des Umwelt-

informationsrechts und der Einschränkung der Gewäh-
rung von Umweltinformationen in nicht unionsrechtkon-
former Art und Weise lediglich dann, wenn sie „in zeitlich 
aggregierter oder statistisch dargestellter Form“ vorlie-
gen VwGH 06.07.2021, Ra 2020/07/0065, der die Unions-
rechtskonformität dieser Beschränkung in Frage gestellt 
hat (samt Kurzbesprechung von Handig v 05.08.2021 auf 
https://www.umweltrechtsblog.at/blog/blogdetail.html?news
ID=%7B2A6D7D07-F5AC-11EB-9E93-309C23AC5997%7D).

4 Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu 
Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung am Ent-
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Behörden nach Maßgabe eben des Art 4 AK und im 
Rahmen der jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften der Öffentlichkeit Informationen über die 
Umwelt auf Antrag zur Verfügung stellen (einschließ-
lich der Ausfolgung von entsprechenden Kopien der 
eigentlichen Unterlagen, die derartige Informationen 
enthalten oder aus diesen Informationen bestehen). 
Ein Nachweis eines wie auch immer gearteten Inter-
esses ist für ein Begehren auf Erteilung von Umwelt-
informationen nicht erforderlich. Die Informationen 
selbst sind in der „erwünschten Form“ auszufolgen. 
Art 4 Abs 3 und 4 AK enthalten grundsätzliche und 
relative („wenn die Bekanntgabe negative Auswir-
kungen hätte“) Ablehnungsgründe. Auf EU-Ebene 
erfolgte die Umsetzung dieses Umweltinformations-
zugangsrechtes durch die Umweltinformations-RL5. 
Österreich hat dieses Recht aus der Aarhus-Kon-
vention sowie der Umweltinformations-RL in zahl-
reichen einzelnen Bundes- und Landesgesetzen 
umgesetzt6.
Die Umsetzung der Inhalte der Umweltinformations-
RL sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene hat 
freilich kompetenzrechtliche Gründe, da der Bun-
desgesetzgeber im Rahmen der Art 10 und 11 B-VG 
lediglich für Regelungen betreffend Mitteilungs-
pfl ichten, Übermittlungspfl ichten, Meldepfl ichten, 
Bekanntmachungspfl ichten für Emissionsdaten und 
Störfallinformationspfl ichten zuständig ist, die sich 
aus der Zuständigkeit zur Erlassung der Materien-
gesetze gemäß den einschlägigen Kompetenztatbe-
ständen des Art 10 Abs 1 B-VG, insbesondere deren 
Z 8, 9, 10 und 12 ergeben7. Die verfahrensrechtli-
chen Bestimmungen des UIG8 fußen auf der Bedarfs-
kompetenz des Bundes nach Art 11 Abs 2 B-VG.

B.  Auskunftspfl ichten abseits von Umwelt-
informationen 

Gleichsam als parallele Möglichkeit für die inter-
essierte Öffentlichkeit, an Informationen ganz all-
gemein und damit auch an Umweltinformationen, 

scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten und 
in Umweltangelegenheiten samt Erklärung; in Österreich 
veröffentlicht in BGBl III 88/2005 idF BGBl III 58/2014; 
in der Folge „AK“.

5 RL 90/313 des Rates v 07.06.1990 über den freien 
Zugang zu Informationen über die Umwelt, ABl 1990/L 
158/56; aufgehoben und ersetzt durch RL 2003/4, ABl 
2003/L 41/26.

6 Siehe nur beispielhaft das Auskunftspfl ichtG oder das 
UIG; eine vollständige Aufl istung aller relevanter Landes-
gesetze fi ndet sich bei Sander, in: Holoubek/Lienbacher 
(Hrsg), GRC2 (2019) Art 42, Rn 33.

7 Ennöckl, Umweltinformationsgesetz, in: Ennöckl/
Raschauer/Wessely (Hrsg), Handbuch Umweltrecht3 (2019) 
833.

8 Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen über 
die Umwelt (Umweltinformationsgesetz – UIG), BGBl 495/1993 
idF BGBl I 74/2018.

über die Behörden, Gebietskörperschaften, juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts oder die von 
den vorgenannten kontrollierten Privatrechtssub-
jekte verfügen, zu gelangen, besteht in Österreich 
das allgemein ausgestaltete Auskunftsrecht des 
Art 20 Abs 4 B-VG. Die Auskunftspfl icht nach Art 20 
Abs 4 B-VG bezieht sich – im Unterschied zu den 
Rechtsgrundlagen für die Erteilung von Umweltinfor-
mationen – nicht auf aufgezählte „Informationen“, 
sondern besteht ganz generell für jegliche „Angele-
genheiten [des jeweiligen] Wirkungsbereiches“ aller 
mit Aufgaben der Bundes-, Landes- und Gemeinde-
verwaltung betrauter Organe sowie der Organe ande-
rer Körperschaften des öffentlichen Rechts (nicht 
auch auf von diesen kontrollierte Privatrechts-
subjekte). Eine massive Einschränkung erfährt 
diese allgemeine Auskunftspfl icht jedoch durch die 
Bestimmung des Art 20 Abs 3 B-VG über die Amts-
verschwiegenheit. Keine Einschränkung erfährt die 
Auskunftspfl icht hingegen hinsichtlich der Differen-
zierung in Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung, 
da sie für die gesamte „Staatsfunktion Verwaltung“ 
gilt und daher für sämtliche Bereiche des staatlichen 
Handelns die Verpfl ichteten umfasst9. Es ist daher in 
Österreich guter Usus, dass Auskunfts(er)suchende 
jedenfalls immer dann, wenn Umweltinformationen 
erlangt werden sollen, ein entsprechendes Begehren 
nicht nur auf das UIG bzw die jeweiligen Landesge-
setze10 stützen, sondern auch auf Art 20 Abs 4 B-VG 
bzw die in diesem Zusammenhang ergangenen Aus-
kunftspfl ichtgesetze. 
Eine ähnliche Parallelität ist auch auf der – im 
Bereich des Umweltinformationsrechtes hinsicht-
lich der Auslegung der nationalen Umsetzungsbe-
stimmungen im Wesentlichen im Verhältnis UIG und 
Auskunftspfl ichtgesetze angesiedelt – unionsrecht-
lichen Ebene zu beobachten. Diese Entwicklung 
wird sicherlich auch durch den EuGH begünstigt, 
der – vereinfacht ausgedrückt – im Umweltinforma-
tionsbereich sowohl die Umweltinformations-RL11 
als auch die Transparenz-VO12 als gleichermaßen 
taugliche Rechtsgrundlagen ansieht, wie insbeson-
dere den beiden von der Umweltorganisation Client-

9 Mit zahlreichen weiteren Nachweisen Wieser, in: Kori-
nek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), 
Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Textsammlung 
und Kommentar (4. Lfg 2001) Art 20 Abs 3 B-VG, Rn 13.

10 Siehe dazu oben FN 6. 
11 Verordnung (EG) Nr 1049/2001 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europä-
ischen Parlaments, des Rates und der Kommission, ABl 
2001/L 145/43 v 31.05.2001.

12 Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates, ABl 2003/L 
41/26 v 14.02.2003.
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Earth erwirkten Urteilen des EuGH zu entnehmen 
ist, die sich hinsichtlich eines bei der Kommission 
eingebrachten Antrags auf Zugang zu verschiedenen 
im „Management Plan 2010“ der Generaldirektion 
„Umwelt“ erwähnten Dokumente sowohl – nahe-
liegender Weise – auf die Verordnung 1367/200613 
als auch auf die Transparenz-VO stützte. Auch die 
Kommission stützte ihre Erledigung ausdrücklich auf 
beide Verordnungen. 
Sowohl vor dem EuG als auch vor dem EuGH war 
die Abgrenzung dieser beiden Rechtsgrundlagen 
Thema14. Der EuGH15 löste den auf Zugang zu (auch) 
AK-relevanten Umweltinformationen gerichteten 
Antrag schlussendlich ausschließlich auf Basis der 
Transparenz-VO, was im Endeffekt nichts anderes 
bedeutet, als dass die Transparenz-VO eine eigen-
ständige, parallele16 und alternative Rechtsgrundlage 
für den Zugang zu AK-relevanten Umweltinforma-
tionen darstellt. Auch hinsichtlich der Datenschutz-
VO17 wählte der EuGH18 übrigens – abweichend von 
den dort anderslautenden Empfehlungen von GA 
Sharpston in den Schlussanträgen – die Lösung 
einer parallelen Anwendbarkeit von Transparenz-VO 
und Datenschutz-VO.

C.  Mit dem Informationsfreiheitsgesetz kommt 
noch mehr „Auswahl“

Dies führt also dazu, dass der Informations(er)
suchende de facto mehrere unterschiedliche Rechts-
grundlagen zur Verfügung hat, die für die Erlangung 
der jeweiligen (Umwelt)Informationen herangezogen 
werden können. Während die Informations-/Aus-
kunftsschranken und die in diesem Zusammenhang 
nach jedem der vorstehend vorgestellten Regime 

13 Umsetzung der Aarhus-Konvention, ABl 2006/L 
264/13.

14 Siehe zur Ausgestaltung des Verfahrens näher Sander, 
Umweltinformationen und Auskunftspfl ichten – oder: die 
wachsende Bedeutungslosigkeit des Amtsgeheimnisses?, 
RdU U & T 2018, 50.

15 EuGH 16.07.2015, Rs C-612/13 und C-615/13, Client -
Earth, Rn 43.

16 Der vom EuGH angenommenen parallelen Anwend-
barkeit der Transparenz-VO und anderer sekundärrecht-
licher Vorschriften grundsätzlich zustimmend auch 
Koppensteiner, Die Transparenzverordnung im Wandel 
der Zeit, EuR 2014, 600; siehe dazu auch Bretthauer, 
Informationszugang im Recht der Europäischen Union, 
DÖV 2013, 683 f.

17 Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr 45/2001 und des Beschlus-
ses Nr 1247/2002/EG, ABl 2018/L 295/39 v 21.11.2018.

18 EuGH 29.06.2010, C-28/08P, Bavarian Lager; siehe 
dazu ausführlich Koppensteiner, Die Transparenzverord-
nung im Wandel der Zeit, EuR 2014, 597 f.

anzustellende Interessenabwägung im Wesentlichen 
ähnlich ausgestaltet ist, bestehen hinsichtlich des 
Antragsgegenstandes, also der eigentlichen „Umwelt-
information“ mitunter durchwegs erhebliche Unter-
schiede, die es in weiterer Folge zu untersuchen gilt. 
Gleiches gilt hinsichtlich des jeweiligen Antragsad-
ressaten, also der informations-/auskunftspfl ichtigen 
Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen. 
Die Bundesregierung hat 2020 bereits einen – noch 
nicht als Gesetz verabschiedeten – Entwurf eines 
Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) vorgelegt, mit 
dem nicht nur das in der Einleitung beschriebene 
Regierungsprogramm in diesem Punkt umgesetzt, 
sondern, ähnlich wie auf europäischer Ebene, eine 
weitere Rechtsgrundlage für den Zugang zu Informa-
tionen geschaffen werden soll19. Mit diesem Gesetz 
könnten einerseits die Bestimmungen des Art 20 
Abs 3 und 4 B-VG entfallen und stattdessen ein neuer 
Art 22a in das B-VG eingefügt werden. Weiters würde 
das Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen 
(IFG) geschaffen werden, welches hinsichtlich der 
Systematik vieles aus dem Umweltinformationsrecht 
aufgreifen würde: Es würde auch dort ein Kreis von 
verpfl ichteten Organen und Stellen geschaffen wer-
den (§ 1, 3 des Entwurfes), auch würden Ausnah-
men (§ 6 des Entwurfes, „Geheimhaltung“) sowie 
das Verfahren (§ 7 ff des Entwurfes) einer Regelung 
unterzogen werden. 
Wie nahe sich der Entwurf des IFG an der Systema-
tik des Umweltinformationsrechts bzw dem Verfahren 
nach der Transparenz-VO anlehnt, macht deutlich, 
dass hier wohl für den einzelnen Informations(er)
suchenden inhaltlich viel Neues zu erwarten sein 
könnte – nicht sehr viel Neues aber in rechtlicher Hin-
sicht. Umgekehrt bedeutet dies freilich auch, dass die 
bisher auf innerstaatlicher Ebene vorhandene Judika-
tur zum UIG wie auch die auf europäischer Ebene vor-
handene gerichtliche und höchstgerichtliche Recht-
sprechung eine starke Richtschnur für die hinkünftige 
Auslegung des geplanten IFG sein würde. 

III.  Der Gegenstand des (Umwelt-)Informations-
begehrens

A. Umweltinformationen

1. Weite Begriffsdefi nition im UIG

Der Begriff der Umweltinformation ist in § 2 des UIG 
defi niert, wobei hier nahezu wortident die Bestim-
mung des Art 2 der Umweltinformations-RL über-
nommen wird. Es handelt sich dabei um sämtliche 

19 Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsge-
setz, das Rechnungshofgesetz 1948 und das Verfassungs-
gerichtshofgesetz 1953 geändert und ein Informations-
freiheitsgesetz erlassen werden soll, 95/ME XXVII. GP.



Forum4 JRP

© Verlag Österreich 2022 Heft 1

Informationen in schriftlicher, visueller, akustischer, 
elektronischer oder sonstiger materieller Form über
1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft 

und Atmosphäre, Wasser, Boden, Land, Land-
schaft und natürliche Lebensräume einschließ-
lich Berggebiete, Feuchtgebiete, Küsten und 
Meeresgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestand-
teile, einschließlich genetisch veränderter Orga-
nismen, sowie die Wechselwirkungen zwischen 
diesen Bestandteilen;

2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung 
oder Abfall einschließlich radioaktiven Abfalls, 
Emissionen, Ableitungen oder sonstiges Freiset-
zen von Stoffen oder Organismen in die Umwelt, 
die sich auf die vorstehenden Umweltbestandteile 
auswirken oder wahrscheinlich auswirken;

3. Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnah-
men), wie zB Politiken20, Gesetze, Pläne und Pro-
gramme, Verwaltungsakte, Umweltvereinbarun-
gen und Tätigkeiten, die sich auf die vorstehend 
genannten Umweltbestandteile und -faktoren 
auswirken oder wahrscheinlich auswirken, sowie 
Maßnahmen oder Tätigkeiten zu deren Schutz21;

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts;
5. Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaft-

liche Analysen und Annahmen, die im Rahmen 
der in Z 3 genannten Maßnahmen und Tätigkei-
ten verwendet werden22;

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und 
Sicherheit einschließlich – soweit diesbezüglich 
von Bedeutung – Kontamination der Lebensmit-
telkette, Bedingungen für menschliches Leben 
sowie Kulturstätten und Bauwerke in dem Maße, 
in dem sie vom Zustand der in Z 1 genannten 
Umweltbestandteile oder – durch diese Bestand-
teile – von den in den Z 2 und 3 aufgeführten 

20 Hierunter werden Absichtserklärungen mit langfris-
tigen Zielvorgaben verstanden, aber auch legistische Vor-
haben sowie Stellungnahmen von Ministerien dazu; unter 
Verweis auf die europäische Rechtsprechung und mit 
dem Hinweis darauf, dass es durch die weitreichende An-
lehnung des UIG an den Text der Umweltinformations-RL 
dazu geführt hat, dass Begriffe in das Gesetz Einzug ge-
funden haben, die entweder – wie „Küsten- oder Meeres-
gebiete“ – keinen Bezug zu Österreich haben oder wie der 
Terminus „Politiken“ zwar im gemeinschaftsrechtlichen 
Sprachgebrauch Verwendung fi nden, im österreichischen 
Recht jedoch kaum gebräuchlich sind, VwGH 24.10.2019, 
Ra 2019/07/0021. 

21 Darunter fallen auch Sicherheitskonzepte von Seveso-
Betrieben; VwGH 26.06.2019, Ra 2017/04/0130.

22 Ein (zumindest wahrscheinlicher) Einfl uss der Kos-
tenaufteilung selbst auf Umweltbestandteile oder -fakto-
ren ist für die Qualifi kation als Umweltinformation hin-
gegen nicht erforderlich, da es nach dem VwGH lediglich 
darauf ankommt, dass sich die Tätigkeit bzw Maßnahme, 
auf die sich die Kosten/Nutzen-Analyse bezieht (zumin-
dest wahrscheinlich) auf Umweltbestandteile und Fakto-
ren iSd § 2 Z 3 UIG auswirkt; VwGH 19.12.2019, 
Ra 2018/07/0454.

Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen 
sind oder sein können.

Der Begriff der „Umweltinformation“ ist dabei nach 
der Judikatur weit auszulegen23. 

2. Angelegenheiten des Wirkungsbereiches

Wie auch im Anwendungsbereich des Art 20 Abs 3 
B-VG von einem funktionalen und nicht von einem 
organisatorischen Organbegriff auszugehen ist24, gilt 
dies freilich auch im Anwendungsbereich des UIG25. 
Gemeint sind hier abgesehen von den Gebietskör-
perschaften (Bund, Länder, Gemeinden) auch alle 
Dienststellen bzw Ämter ohne Befehlsgewalt. Sobald 
also daher – vereinfacht ausgedrückt – eine Umwelt-
information in Zusammenhang mit der Besorgung 
der Tätigkeiten dieser informationspfl ichtigen Stel-
len vorliegt, unterliegt sie potenziell der Auskunfts-
pfl icht nach dem UIG. 
Das Recht auf freien Zugang erstreckt sich dabei 
auch auf solche Umweltinformationen, die bei den 
informationspfl ichtigen Stellen vorhanden sind oder 
für sie bereitgehalten werden. Dies ist dann der Fall, 
wenn eine natürliche oder juristische Person, die 
selbst nicht informationspfl ichtige Stelle ist, Umwelt-
informationen für eine informationspfl ichtige Stelle 
aufbewahrt und diese Stelle darauf einen Übermitt-
lungsanspruch hat26. Solcherart könnten daher bei-
spielsweise auch Messergebnisse über Emissionen 
oder ähnliche über Verlangen der Behörde vorzu-
legende Aufzeichnungen (bei IPPC- und Seveso-
Betrieben wird so etwas regelmäßig in Aufl agen 
festgehalten) von Betrieben, also nicht informa-
tionspfl ichtigen Stellen, im Wege einer Anforderung 
durch die informationspfl ichtige Stelle „Aufsichts-
behörde“ Gegenstand von Umweltinformationen iSd 
§ 2 UIG werden.

B. Das Dokument nach der EU-Transparenz-VO

1. Dokumente sind Inhalte

Nach Art 3 lit a Transparenz-VO sind unter Doku-
menten Inhalte zu verstehen, die einen Sachverhalt 
im Zusammenhang mit den Politiken, Maßnahmen 
oder Entscheidungen aus dem Zuständigkeitsbereich 
des Organs betreffen, unabhängig von der Form des 
(Daten-)Trägers. Erfasst sind somit auf jeden Fall 
sämtliche in schriftlicher Form vorliegenden Infor-
mationen, aber auch elektronische, schriftliche 

23 zB VwGH 19.12.2019 Ra 2018/07/0454; 30.03.2017 
Ro 2017/07/0004.

24 Wieser (FN 9) Rn 15.
25 VwGH 24.05.2018, Ro 2017/07/0026.
26 VwGH 12.11.2021, Ra 2021/04/0016; 22.11.2017 

Ra 2016/06/0032.
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und audiovisuelle Dokumente wie beispielsweise 
E-Mails oder andere Daten, ganz gleich ob sie auf 
leicht weitergebbaren Datenträgern vorliegen (zB 
USB-Datenträger, CD-ROM, Band, Diskette) oder auf 
Massenspeichermedien (online) verfügbar gehalten 
werden (zB Datenbanken, Server).27 

2. Dokumente Dritter

Das Zugangsrecht bezieht sich grundsätzlich auch 
auf Dokumente Dritter, die sich im Besitz der Organe 
befinden.28 Sofern der Zugang zu Dokumenten 
Dritter begehrt wird, sind diese nach Art 4 Abs 4 
Transparenz-VO durch das Organ in Bezug auf eine 
ausnahmsweise Zugangsverweigerung zu konsultie-
ren. Diese Konsultation kann in eindeutigen Fällen 
entfallen.29 Unter Dritten sind alle natürlichen und 
juristischen Personen und Einrichtungen außerhalb 
des betreffenden Organs, einschließlich der Mitglied-
staaten, der anderen Unions- oder sonstigen Organe 
und -einrichtungen und Drittländer zu verstehen 
(Art 3 lit b Transparenz-VO).30

3. Datenbankinhalte

Bei in Form von Datenbankinhalten vorliegenden 
Dokumenten kommt es auf das „Vorliegen“ des 
Dokuments an, wobei der EuGH eine Art Mittelweg 
und eine Interpretation der rechtlichen Grundlagen 
gewählt hat, die sowohl die technischen Besonder-
heiten dieser Datenbanken berücksichtigt als auch 
aus dem Telos der Transparenz-VO folgt: Nach sei-
ner Entscheidung in der Rs Typke sind als vorlie-
gendes Dokument alle Informationen einzuordnen, 
die aus einer elektronischen Datenbank im Rahmen 
ihrer üblichen Nutzung mit Hilfe vorprogrammier-
ter Suchfunktionen extrahiert werden können, auch 
wenn diese Informationen noch nicht in dieser Form 
angezeigt wurden oder von den Bediensteten der 

27 Röger spricht von Schriftstücken, die schon auf 
Papier fi xiert sind und solchen, unter Verwendung von 
Schriftzeichen erstellten Dokumenten, die gegebenen-
falls in Schriftform sichtbar gemacht, also ausgedruckt, 
werden können. Vgl Röger, Ein neuer Informationsan-
spruch auf europäischer Ebene, DVBl 1994, 1183.

28 Sander (FN 6) Rn 7.
29 EuG 07.12.1999, T-92/98, Interporc II, Rn 65 ff; 

12.09.2007, T-36/04, Association de la presse interna-
tionale ASBL, Rn 58.

30 Ein Mitgliedstaat kann das Organ ersuchen, ein aus 
diesem Mitgliedstaat stammendes Dokument nicht ohne 
seine vorherige Zustimmung zu verbreiten (Art 4 Abs 5 
Transparenz-VO; vgl auch die Erklärung Nr 35 zum Ams-
terdamer Vertrag, welche eine inhaltsgleiche Regelung 
enthält). Diese Bestimmung wird von der Rsp trotz der 
Formulierung „ersuchen“ als Vetorecht eines Mitglied-
staates ausgelegt (EuG 30.11.2004, T-168/02, IFAW Inter-
nationaler Tierschutz-Fonds, Rn 57 f; 17.03.2005, 
T-187/03, Scippacercola, Rn 57).

Organe nie gesucht worden sind. Hingegen ist jede 
Information, deren Extrahierung aus einer Daten-
bank eine wesentliche Investition erfordert, als ein 
neues Dokument und nicht als vorliegendes Doku-
ment anzusehen31. 

4. Tätigkeitsbereiche der Europäischen Union

Grundsätzlich sind vom Informationsrecht nach der 
Transparenz-VO alle Dokumente aus allen Tätig-
keitsbereichen der EU erfasst, die von dem betreffen-
den Organ erstellt worden oder bei ihm eingegangen 
sind und sich in seinem Besitz befi nden (Art 2 Abs 3 
Transparenz-VO), womit sich der Anspruch aber 
auch nur auf die im Besitz befi ndlichen Dokumente 
bezieht32; eine Informationsbeschaffungspfl icht der 
Organe besteht hingegen nicht33. Aufgrund des Art 7 
des Beschlusses des Rates vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der 
der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse34 erstreckt sich der Anwendungsbereich der 
Transparenz-VO auch auf Komitologiebeschlüsse.

C.  Eventuelle Neuerungen durch das Informations-
freiheitsgesetz 

Nach dem vorliegenden Ministerialentwurf könnte 
die Facette der Informationen noch reichhaltiger 
werden, da im Gesetzesentwurf wiederum eine 
neue Defi nition verwendet wird: Eine Information 
im Sinne des IFG könnte nämlich jede amtlichen 
oder unternehmerischen Zwecken dienende Auf-
zeichnung im Wirkungsbereich eines Organes, im 
Tätigkeitsbereich einer Anstalt, einer Stiftung oder 
eines Fonds oder im Geschäftsbereich einer (öffent-
lichen) Unternehmung, unabhängig von der Form, in 
der sie vorhanden und verfügbar ist, werden (siehe 
§ 2 Abs 1 des Entwurfs des IFG). Davon nochmals 
abgegrenzt werden Informationen „von allgemeinem 
Interesse“ als solche, die entweder einen allgemei-
nen Personenkreis treffen oder für einen solchen 
relevant sind, wobei insbesondere Studien, Gut-
achten, Stellungnahmen und Verträge mit einem 
Gegenstandswert von mindestens € 100.000,- als 

31 EuGH 11.01.2017, Rs C-491/15, Typke, Rn 35 ff.
32 Die Einschränkung des Art 3 lit a Transparenz-VO, 

dass die Dokumente in einem Zusammenhang mit dem 
Zuständigkeitsbereich des Organs stehen müssen, ist da-
bei im Zusammenhang mit Art 42 GRC zu lesen, der 
keine solche Einschränkung erhält. Es ist daher davon 
auszugehen, dass bei GRC-konformer Interpretation 
diesbezüglich keine Einschränkung besteht. Siehe dazu 
Sander (FN 6) Rn 14.

33 Wegener, in: Calliess/Ruffert (Hrsg), EUV/AEUV5 
(2016) Art 42 GRC, Rn 3; Wägenbaur, Der Zugang zu 
EU-Dokumenten – Transparenz zum Anfassen, EuZW 
2001, 682.

34 ABl 1999/L 184/23.
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solche Informationen von allgemeinem Interesse 
eingestuft werden könnten (siehe § 2 Abs 2 des Ent-
wurfs des IFG). Kriterium könnte daher – angelehnt 
an Art 3 lit a Transparenz-VO – ganz allgemein die 
einem amtlichen oder unternehmerischen Zweck 
dienende Aufzeichnung im Wirkungsbereich von 
Informationspfl ichtigen werden. „Aufzeichnungen“ 
ist meines Erachtens wiederum ein weiterer Begriff, 
als jener des „Dokuments“, da sich diesbezüglich 
kein Verweis mehr auf eine Schriftform fi ndet, sich 
solcherart also auch jegliche rechtliche Auslegungs-
schwierigkeit in der Abgrenzung der Schriftlichkeit 
zur „Nicht-Schriftlichkeit“ erübrigen würde. 
Mit anderen Worten: Das IFG – würde es in dieser 
Form die Information defi nieren – würde gleichsam 
auf der oben unter B.3. näher umschriebenen Defi -
nition des EuGH entlang den Vorgaben des Art 3 lit a 
Transparenz-VO aufsetzen und auf diese Art die 
Defi nition der Information (bzw der Aufzeichnung) 
ebenfalls „unabhängig von der Form des (Daten-)
Trägers“ gestalten. 

IV. Informations- und auskunftspfl ichtige Stellen

A. Informationspfl ichtige Stellen nach dem UIG

Nach § 3 UIG sind sogenannte „informations-
pfl ichtige Stellen“ folgende Behörden, Organe und 
Einrichtungen:
1. Verwaltungsbehörden und unter deren sachlicher 

Aufsicht stehende sonstige Organe der Verwal-
tung, die durch Gesetz oder innerstaatlich unmit-
telbar wirksamen internationalen Rechtsakt 
übertragene Aufgaben der öffentlichen Verwal-
tung wahrnehmen, sowie diesen zur Verfügung 
stehende gesetzlich eingerichtete Beratungsor-
gane;

2. Organe von Gebietskörperschaften, soweit sie 
Aufgaben der Privatwirtschaftsverwaltung des 
Bundes besorgen;

3. juristische Personen öffentlichen Rechts, sofern 
sie durch Gesetz übertragene Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung einschließlich bestimm-
ter Pfl ichten, Tätigkeiten oder Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Umwelt ausüben;

4. natürliche oder juristische Personen privaten 
Rechts, die unter der Kontrolle einer der in Z 1, 
Z 2 oder Z 3 genannten Stellen im Zusammen-
hang mit der Umwelt öffentliche Aufgaben aus-
üben oder öffentliche Dienstleistungen erbringen.

Die vorstehend aufgezählten Behörden kommen 
jedoch nur insoweit als informationspfl ichtige Stel-
len in Betracht, als sich die angefragten Umweltinfor-
mationen auf Angelegenheiten beziehen, die in die 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes fallen35.

35 Ennöckl (FN 7) 836.

Auf Ebene der Bundesländer bestehen eigene Rege-
lungen36. Einerseits haben alle neun Bundesländer 
die Verpfl ichtungen der Umweltinformations-RL in 
ihrem Landesrecht umgesetzt, andererseits ist frei-
lich auch zu konstatieren, dass auf Grundlage des 
Auskunftspfl icht-Grundsatzgesetzes37 hier weitge-
hende Deckungsgleichheit herrscht, sodass sämtli-
che Organe der Länder, der Gemeinden sowie durch 
die Landesgesetzgebung zu regelnde Selbstverwal-
tungskörper in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich als 
auskunftspfl ichtige Stellen erfasst sind.

B.  Verpfl ichtete Organe, Einrichtungen und 
sonstige Stellen auf Ebene der EU

Hinsichtlich der verpfl ichteten Stellen auf europä-
ischer Ebene muss die Transparenz-VO wiederum im 
Kontext des Art 42 GRC und vor allem vor dem Hin-
tergrund der gegenüber Art 255 Abs 1 EG offeneren 
Formulierung des Art 15 Abs 3 AEUV gelesen werden. 
Anders als nach dem Wortlaut des Art 255 Abs 1 EG 
zählen nach Art 15 Abs 3 AEUV nicht mehr nur 
• das Parlament,
• der Rat und
• die Kommission zu den Verpfl ichteten, sondern 

auch
• Einrichtungen und
• sonstigen Stellen der Union38 einschließlich der
• Ausschüsse, die die Organe der Union lediglich 

unterstützen und deren Dokumente einem Organ 
zuzurechnen sind39.

Auch von diesen Organen 
• geschaffene Einrichtungen (zB Arbeitsgruppen, 

Ausschüsse)
dürfen durch keinerlei Geheimhaltungspfl ichten 
den Informationszugang der Transparenz-VO ein-
schränken40. Ein solch weites Verständnis der Ver-

36 Siehe Sander (FN 6).
37 Bundesgrundsatzgesetz vom 15. Mai 1987 über die 

Auskunftspfl icht der Verwaltung der Länder und Ge-
meinden, BGBl 286/1987 idF BGBl I 158/1998.

38 Zur EZB s EuG 27.07.2007, T-3/00 und T-337/04, 
Athanasios Pitsiorlas.

39 Zu dieser Zurechnung (anhand des Verbrauch-
steuerausschusses) siehe EuG 10.10.2001, T-111/00, BAT, 
Rn 37.

40 Vgl auch EuG 19.07.1999, T-188/97, Rothmans, 
Rn 56 ff; 10.10.2001, T-111/00, BAT, Rn 37. Siehe aber 
EuGH 18.07.2013, C-515/11, Deutsche Umwelthilfe, und 
EuGH 14.02.2012, C-204/09, Flachglas Torgau, wonach 
die in der Umweltinformations-RL enthaltene Ausnahme 
betreffend die Informationspfl icht von „Gremien oder 
Einrichtungen [...] soweit sie in [...] gesetzgebender 
Eigenschaft handeln“ zwar grundsätzlich auch Ministe-
rien, die in ein Gesetzgebungsverfahren eingebunden 
sind, erfasst, diese jedoch bei Ihnen vorhandene Umwelt-
informationen dann nicht zugänglich machen müssen, 
wenn sie im Zusammenhang mit der Erarbeitung von 
Gesetzen oder Rechtsakten, die im Rang unter einem 
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pfl ichteten ist auch durch Erwägungsgrund 8 der 
Transparenz-VO gedeckt, der – nicht zuletzt um 
eine vollständige Anwendung auf alle Tätigkeiten der 
Europäischen Union zu gewährleisten – alle von den 
Organen geschaffenen Einrichtungen in den Anwen-
dungsbereich der Transparenz-VO einbezogen wis-
sen will41. Mitgliedstaatliche Behörden werden weder 
durch die Transparenz-VO noch durch Art 42 GRC 
verpfl ichtet. Dies gilt jedoch nicht, wenn Vertreter 
der Mitgliedstaaten funktionell für ein Unionsorgan 
tätig werden (zB Mitwirkung in Ausschüssen).
Sowohl aus der AK selbst als auch aus der Umwelt-
informations-RL geht hervor, dass mit „Behörden“ 
keine Justizbehörden, insbesondere Gerichte, son-
dern Verwaltungsbehörden gemeint sind, da es inner-
halb der Staaten die Verwaltungsbehörden sind, bei 
denen infolge der von ihnen wahrgenommenen Auf-
gaben die Umweltinformationen normalerweise vor-
handen sind42.
Gerichte sind nämlich offenkundig nicht Teil der 
Regierung oder einer anderen Stelle der öffentli-
chen Verwaltung iSd Umweltinformations-RL und 
können auch nicht den natürlichen oder juristischen 
Personen gleichgestellt werden, die „Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung, einschließlich bestimm-
ter Pfl ichten, Tätigkeiten oder Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit der Umwelt“ wahrnehmen und 
in Art 2 Z 2 lit b Umweltinformations-RL genannt 
sind, der die Gremien oder Einrichtungen bezeich-
net, die zwar nicht Teil der Regierung oder anderer 

Gesetz einzuordnen sind, stehen; siehe dazu auch die 
Anmerkungen zum EuGH Urteil in der Rs Deutsche Um-
welthilfe von Klinger, ZUR 2013, 540.

41 Siehe auch den alle Organe und Einrichtungen um-
fassenden Anspruch des Art 1 Abs 2 EUV, wonach Ent-
scheidungen der EU möglichst offen und bürgernah zu 
treffen sind. Überhaupt kommt es im Umweltbereich zu 
einer faktischen Ausweitung des Kreises der Verpfl ichte-
ten, da es die Aarhus-Konvention zwar ermöglicht hätte, 
„Gremien oder Einrichtungen, die in gerichtlicher oder 
gesetzgebender Eigenschaft handeln” vom Begriff der 
Behörde auszunehmen, die Union aber von dieser Mög-
lichkeit – „aus Gründen der Kohärenz” mit der Transpa-
renz-VO – davon lediglich in Bezug auf die Rechtspre-
chung Gebrauch gemacht hat (Marsch, Das Recht auf 
Zugang zu EU-Dokumenten, DÖV 2005, 640; Sander 
[FN 6] Rn 11). 

42 Vgl in diesem Sinne EuGH 14.02.2012, Rs C-204/09, 
Flachglas Torgau, Rn 40.

Stellen der öffentlichen Verwaltung im Sinne der 
erstgenannten Bestimmung sind, aber Aufgaben 
wahrnehmen, die zur Exekutivgewalt gehören oder 
zu deren Ausübung beitragen und Bezug zur Umwelt 
haben. 
Aus den vorstehenden Aussagen des EuGH43 kann 
meiner Meinung nach abgeleitet werden, dass – wäh-
rend in der bisherigen EuGH-Rechtsprechung starke 
Ausweitungstendenzen hinsichtlich des Kreises der 
Verpfl ichteten zu beobachten waren – das europä-
ische Höchstgericht im Bereich der Justiz eine klare 
Trennlinie zieht: Transparenz gegenüber der Allge-
meinheit bezieht sich lediglich auf die Verwaltung 
(unter Umständen auch auf die Justizverwaltung), 
während im Bereich der Gerichtsbarkeit lediglich 
das Primat der Parteientransparenz gilt44.

C.  Beschränkung auf Organe und rechnungs-
hofpfl ichtige Unternehmen nach dem IFG

Hinsichtlich des momentan vorliegenden Gesetzes-
entwurfes für ein Informationsfreiheitsgesetz ist zu 
statuieren, dass dieses den Kreis der Informations-
verpfl ichteten wiederum ein wenig enger zu ziehen 
scheint, als dies nach den bekannten Regelungen 
des Umweltinformationsrechtes bzw der europa-
rechtlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf infor-
mationspfl ichtige Stellen auf EU-Ebene nach der 
Transparenz-VO der Fall ist. Laut dem Vorschlag 
beschränkt man sich nämlich dort einerseits auf 
Organe, also hoheitlich tätige Einheiten, anderer-
seits auf Unternehmungen, die der Kontrolle des 
Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes 
unterliegen (siehe § 1 des Entwurfes). Somit könn-
ten tatsächlich aber einige „öffentliche Stellen“ 
nicht den Regelungen über die Informationsfreiheit 
unterliegen, wie beispielsweise Universitäten, die 
zwar einerseits auch hoheitlich durch ihre Organe 
handeln, andererseits aber auch rein privatrechtlich 
relevante Agenden wahrnehmen, und zudem auch 
weder Gebietskörperschaft noch Selbstverwaltungs-
körper sind. 

43 EuGH 15.04.2021, C-470/19, Friends of the Irish 
Environment, Rn 34 f.

44 Siehe ausführlich auch die Judikaturbesprechung 
von Sander, Kein Zugang zu Umweltinformationen in Ge-
richtsverfahren, ZNR 2021, 331.
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V. Tabellarischer Überblick

A. Die Verpfl ichteten

UIG/
Umweltinformations-RL

Transparenz-VO IFG-Entwurf

Nationale Verwaltungsbehörden  
Organe der Verwaltung  
Organe von Gebietskörperschaften  
Beliehene/Belehnte juristische 
Personen öffentlichen Rechts

 

Sonstige juristische Personen 
öffentlichen Rechts

 - -

Öffentliche Unternehmen des 
Privatrechts

   (wenn Kontrolle durch 
den Rechnungshof)

EU-Parlament 
Rat  
EU-Kommission  
Einrichtungen der Union  
Sonstige Stellen der Union  
EU-Ausschüsse  

EU-Arbeitsgruppen/-Ausschüsse  
Österreichische Gerichte   (nur Justizverwaltung 

durch Einzelrichter)
-   (nur Justizverwaltung 

durch Einzelrichter)
EU-Gerichte - - -

B. Inhalt der Information

UIG/
Umweltinformations-RL

Transparenz-VO IFG-Entwurf

Schriftliche Informationen   
Virtuelle Informationen   
Akustische Informationen   
Elektronische Informationen   
Informationen in jeglicher 
materiellen Form

  

Bereitgehaltene Dokumente / 
Bereitgehaltene Dokumente Dritter

   (Vetorecht 
der Mitglieds-
staaten)



Datenbankinhalte/Ausdrucke   
Studien/Gutachten/
Stellungnahmen

  

Verträge
(Auftragswert > € 100.000,-)

  

Informationen von Allgemeinem 
Interesse

  

VI. Ausblick

Das Umweltinformationsrecht ist gerade noch ein 
Teenager. Verhältnismäßig viel Erfahrung konnte 
in dieser Rechtsmaterie dennoch schon gesammelt 
werden. Es gibt zahlreiche Judikate, die eine gewisse 

Richtschnur für die Auslegung und die Anwendung 
des UIG auf nationaler Ebene wie auch der landes-
gesetzlichen Regelungen eine Ebene darunter bzw 
der Umweltinformations-RL auf europäischer Ebene 
vorgeben. Ähnliches gilt hinsichtlich der Transpa-
renzregelungen auf europäischer Ebene, die schluss-
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endlich – zumindest in Bezug auf Österreich – mit 
der Auslegung des VfGH zur Grundrechtecharta, 
konkret des Art 42 GRC, doch Auswirkungen für 
Österreich aufweisen könnten.
Mit dem daher rechtlich nicht neuen, politisch aber 
ganz offenkundig sehr heiklen Vorstoß zu mehr 
Transparenz durch den vorliegenden Entwurf des 
IFG gilt es daher aus rechtlicher Sicht Folgendes 
zu statuieren: Wenngleich das Vorhaben, für mehr 
Transparenz in der öffentlichen Verwaltung zu sor-
gen, politisch ein hoch umstrittenes zu sein scheint, 
wird es rechtlich mutmaßlich kaum Neues bringen. 
Zu eingetreten sind die Pfade in der Rechtsprechung 
der nationalen als auch der europäischen Gerichte, 
wo es bereits umfassende Informationspfl ichten von 
staatlichen Stellen und vom Staat kontrollierten Pri-
vatrechtsubjekten gibt. Es wird daher diesbezüglich 
nichts Neues auf der rechtlichen Ebene zu erwarten 
sein. Umso mehr wäre dem Gesetzgeber angeraten, 
nicht noch ein neues paralleles System so auszuge-
stalten, das mit dem Bisherigen alleine bereits auf-
grund von unterschiedlichen Formulierungen nicht 

auf den ersten Blick in Einklang zu bringen sein wird. 
Angesichts der vorhandenen Judikatur, die in diesem 
Beitrag exemplarisch vorgestellt wurde, ist ohnehin 
zu erwarten, dass es über die Zeit hier zu einer ent-
sprechenden Angleichung kommen wird. Es wäre 
daher wünschenswert, würde sich der Gesetzgeber 
an den oben bereits bildlich beschriebenen „einge-
tretenen Pfaden“ des Umweltinformationsrechtes 
orientieren und vor allem nicht aus falsch verstan-
denen Interpretationen und Wendigkeit eines Amts-
geheimnisses starke legistische Abweichungen zum 
Umweltinformationsrecht vornehmen. Die Interes-
senabwägung hinsichtlich der Geheimhaltung und 
Ausnahmegründe ist ohnehin jeweils immer eine 
einzelfallbezogene Entscheidung, sodass es meines 
Erachtens keine Not gibt, auf der legistischen Ebene 
bereits auslegungsbedürftige Einschränkungen vor-
zunehmen. 

Korrespondenz: RA Dr. Peter Sander LL.M./MBA, 
Niederhuber & Partner Rechtsanwälte GmbH, Reis-
nerstraße 53, A-1030 Wien; Peter.Sander@nhp.eu




